
QJJSR 
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 9. April 1992 

12/1992 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wir nehmen das Ergebnis 
dieser Wahlen sehr ernst 
kine schlimme Niederlage für die CDU nannte 
Jü^ch der Präsidiums- und Vorstandssitzung der 
^DU am 6. April 1992 Helmut Kohl vor der 

fesse das Wahlergebnis in Baden-Württemberg 
Und Schleswig-Holstein. Es werde auch dadurch 
Weht besser, daß es zugleich eine schlimme Nie- 
erlage für die andere große Volkspartei, für die 

^"D. sei. sei. 

Helmut Kohl: Dies ist eine Protestwahl. Wir sind 
lle gut beraten, wenn wir das Ergebnis dieser Wahl 

Sehr ernst nehmen. 

J^Publikaner und Volksunion seien für die CDU 
eine Gesprächs- oder Koalitionspartner. Mit einer 

flehen Denkart habe die CDU nichts zu tun. Sie 
lsse aber sehr wohl zu unterscheiden zwischen 

denen, die die Partei führen, und den Wählern. 
us den Erfahrungen am Ende der sechziger Jahre, 

«8 die NPD in Wellen ihren Einzug in die Landtage 
hle't, leitete Helmut Kohl die Überzeugung ab, daß 

8 den demokratischen Parteien auch heute wieder 
geiingen kann, diejenigen Wählerinnen und Wähler 

Urückzugewinnen, die mit der Wahl von Republika- 
ern und Volksunion ihren unüberhörbaren Protest 

?Urn Ausdruck gebracht haben. 

^.er Denkzettel, den die Wähler erteilt haben, ließe 
lch in dem Vorwurf zusammenfassen: Die großen 
arteien sinci nicht mehr in der Lage, die Probleme 

losen, die die Menschen tatsächlich oder ver- 
glich bedrücken. Hier nannte Helmut Kohl in 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Standort Deutschland 
Wie sich Deutschland im künftigen 
europäischen und internationalen 
Wettbewerb behauptet, ist entschei- 
dend für 
• die Sicherheit der Arbeitsplätze und 

Einkommen 
• und für die Festigung der Grundla- 

gen unseres Wohlstandes. 
Die Anforderungen an die Lern- und 
Anpassungsfähigkeit von Wirtschaft 
und Gesellschaft nehmen ständig zu. 
Im internationalen Wettbewerb sind 
Erfolge von heute keine Besitzstände 
von morgen. 
Entgegen manchen Unkenrufen aus 
jüngster Zeit liegt Deutschland nach 
wie vor gut im gegenwärtigen 
Standortrennen. Wo sonst auf der 
Welt gibt es ein Land, das von der 
Geschichte eine solche einmalige 
Chance erhalten hat wie Deutschland 
— Wiedervereinigung, EG-Integration 
und Reformprozeß in Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa? 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
in seiner Rede zur Eröffnung 
der Hannover-Messe 1992 

(Fortsetzung von Seite 1) 
erster Linie das Thema Asyl. Der Staat 
müsse bei der Lösung dieses Problems 
wieder Handlungsfähigkeit erreichen. 
Es sei ja nicht nur die Erkenntnis der 
CDU, sondern ebenso die Erkenntnis 
praktisch aller wichtigen Repräsentanten 
der SPD, die draußen das Problem vor 
Ort bearbeiten müssen, der Bürgermei- 
ster, Landräte und Oberbürgermeister, 
daß ein gemeinsames europäisches Asyl- 
recht gebraucht werde und daß dies ohne 
eine Verfassungsänderung nicht zu haben 

Das Wahlergebnis sollte für beide großen 
Parteien - CDU/CSU und SPD - 
Anlaß zum Nachdenken sein. Er hoffe, 
daß man sich jetzt vernünftig zusammen- 
setze und die konkreten Probleme anspre- 
che, zumal keines dieser Probleme letzt- 
lich ohne ein Miteinander zu lösen sei. 
Man könne den Maastricht-Vertrag nicht 
verabschieden ohne Verfassungsände- 
rung, man könne die Asylfrage und das 
Schengener Abkommen, das ein europäi- 
sches Asylrecht erfordere, nicht verab- 
schieden ohne eine Verfassungsänderung- 
Außerdem müsse man angesichts der 
Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat über 
die Gesamtperspektive der Finanzen in 
Bund, Ländern und Gemeinden mitein- 
ander reden. 

Bundesbank erwartet Rückgang der Teuerung 
Die westdeutsche Teuerung wird 
nach Ansicht der Deutschen Bun- 
desbank im Laufe dieses Jahres 
deutlich zurückgehen. 
Die Inflationsrate habe mit derzeit 4,7 
Prozent ihren Höhepunkt erreicht, 
sagte Bundesbank-Direktoriumsmit- 
glied Otmar Issing. Die Jahresteue- 
rung werde sich auf jeden Fall dann 

abschwächen, wenn im Sommer der 
Einfluß der Mineralölsteuer-Erhö- 
hung von Mitte 1991 entfällt. Bis Ende 
des Jahres rechnet Issing mit einer 
Drei vor dem Komma. 
Ob die Preissteigerungsrate dann in 
einem Monat darunter oder knapp 
darüber liege, könne man nicht so 
exakt vorhersagen. 
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Qttfried Hennig: 

WirwoUendie 
Protestwähler 
xurückgewinnen 
Ich muß zunächst mit aller Deutlich- 
st feststellen, daß wir mit dem 
gestrigen Wahlergebnis eine große 
^nttäuschung erlitten haben. Wir 
naben unser Wahlziel in keiner Weise 
Reicht, darüber tröstet uns auch das 
JJinus von 8,6 Prozent der SPD nicht 
h»mveg. 

s War eine ausgesprochene Protestwahl. 
^lr haben 1,2 Prozent Republikaner in 
j>chleswig-Holstein und 6,3 Prozent 

v U. Jede Stimme für eine dieser Par- 
ken ist zuviel. Wir wollen uns politisch 
ar abgrenzen und hart mit ihnen ausein- 

^dersetzen. Was aber die Wählerinnen 
nd Wähler betrifft, wollen wir sie 
rückgewinnen. Die Wahlergebnisse für 

lese Parteien sind im wesentlichen in 
en städtischen Wahlkreisen zustande 

^kommen, in denen die SPD überpro- 
30 Qional verloren nat und in denen 

000 Stimmen direkt von den Sozialde- 
mokraten zur DVU gegangen sind. Das 
^nnen Sie in Kiel mit minus 10, minus 

o p'°» minus 11,6 und minus 12,5 bei der 
PD sehr klar ablesen. 
Pch eindeutiger ist es in Lübeck mit 

s mus 11,8, minus 12,4, minus 13 bei der 
MJL. ' *n Neumünster sieht es ganz ähn- 
"ch aus. 

d^i^en 25.000 Stimmen per Saldo von 
dj     p^ hinzugewonnen, aber sind mit 
fri j*?m Resultat natürlich überaus unzu- 

U°JJ18laube, daß ich in diesem Wahlkampf 
>n den zurückliegenden drei Jahren 

m ,ne Pflicht getan habe, sogar ein Stück 
r als das. Ich bin auch froh darüber, 

daß ich in meinem Wahlkreis mit einem 
Plus von 2,2 Prozent eines der besten 
Ergebnisse in Schleswig-Holstein errei- 
chen konnte. Seit dem 8. April 1989, als 
ich nach einer schweren Krise der CDU 
in Schleswig-Holstein zum Landesvorsit- 
zenden gewählt worden bin, habe ich 
mich mit ganzer Kraft für die gemein- 
same Arbeit eingesetzt. Uns ist ein 
wesentliches Stück Erneuerung der 
Christlich Demokratischen Union in 
Schleswig-Holstein gelungen. 
Und ich kann auch feststellen, daß wir 
mehr neue als alte Kandidaten bei dieser 
Landtagswahl hatten, daß wir sehr viele 
junge Leute auf unserer Liste als Direkt- 
kandidaten hatten und daß ein Drittel 
unserer Kandidaten Frauen waren, und 
das ohne jede Quote. 
Wir haben einen guten Wahlkampf 
geführt. Ich meine, wir haben den poli- 
tischsten Wahlkampf geführt. Er konzen- 
trierte sich auf die richtigen Themen, er 
war fair, er war sportlich, und er hat ins- 
besondere auch mit neuen Veranstal- 
tungsformen junge Leute angesprochen. 
Wir haben mit eigentlich nicht verant- 
wortbar geringen Mitteln ein Maximum 
an Beachtung gefunden. 
Wir haben natürlich nicht gegen irgend- 
wen kandidiert, sondern gegen den amtie- 
renden Ministerpräsidenten, gegen den 
Bundesvorsitzenden der SPD und deren 
Kanzlerkandidaten. 
Es gab im übrigen auch etwas, was uns 
das Leben zusätzlich schwergemacht hat, 
nämlich eine Verkettung unglücklicher 
Umstände — von der Regierungskrise im 
Nachbarland Mecklenburg-Vorpommern 
bis zu den Schlagzeilen der sogenannten 
Panzer-Affäre, in der ich selbst mit mei- 
ner Funktion im Bundesverteidigungsmi- 
nisterium betroffen war. 
Es war nicht möglich, in weniger als einer 
Woche allen Bürgern klarzumachen, daß 
ihr Spitzenkandidat sich nicht nur nichts 



Seite 4  •   UiD 12/1992 
LANDTAGSWAHLEN 

vorzuwerfen hat, sondern mit der Haupt- 
abteilung Rüstung im Verteidigungsmini- 
sterium und ihrer Kontrolle nicht das 
geringste zu tun hatte, weil sie nie zu sei- 
nem Zuständigkeitsbereich gehört hat. 
Ich bin der Meinung: Wir haben den 
Wahlkampf mit den richtigen Themen 
geführt. Ich glaube, wenn wir nicht in 
einer ebenso behutsamen, aber auch die 
Alternativen deutlich herausarbeitenden 
Weise das Thema „Mißbrauch des Asyl- 
rechts" aufgegriffen hätten, dann wäre 
die Welle des Protests — die ja über 
andere Parteien hinweggegangen ist, z. B. 
über die SPD in Baden-Württemberg — 
auch über uns zusammengeschlagen. 

Erneuerungsprozeß fortsetzen 
Dies tröstet uns alle überhaupt nicht, 
aber es versetzt uns in die Lage, mit einer 
erneuerten Fraktion, in der 16 von 
32 Mitgliedern ganz neu sind, in der 
10 Frauen mitarbeiten, in der 6 Mitglie- 
der der Jungen Union in den Landtag 
gewählt worden sind, den Erneuerungs- 
prozeß der Partei mit Entschiedenheit 
fortzusetzen und erfolgreich zu Ende zu 
führen. 
Ich werde als Fraktionsvorsitzender der 
CDU-Landtagsfraktion in Kiel kandidie- 
ren, und nach allem, was ich aus der Par- 
tei jetzt an Echo höre, wird es uns gelin- 
gen, in großer Geschlossenheit die Oppo- 
sitionsrolle im Kieler Landtag anzuneh- 
men und sie auch konstruktiv, klar und 
entschieden wahrzunehmen. 
Ich möchte die Gelegenheit nutzen, der 
Bundespartei und insbesondere unserem 
Bundeskanzler ein herzliches Wort des 
Dankes zu sagen. Er hat uns in diesem 
Wahlkampf in herausragender Weise 
unterstützt. Auch die Bundespartei hat 
uns in besonderer Weise unterstützt. Ich 
bin sicher, wir werden schon sehr bald 
wieder bessere Wahlergebnisse in Schles- 
wig-Holstein erreichen. • 

Erwin Teufel: 
Jetzt muß das Wohl 
unseres Landes im 
Vordergrund stehen 
Wir hatten den Wahlkampf ganz mit 
landespolitischen Themen angelegt. 
Wir wollten die wirtschaftliche und 
politische Stabilität unseres Landes 
gewährleisten, den Spitzenplatz 
Baden-Württembergs sichern. 

Wir haben ganz auf die Erhaltung von 
Arbeitsplätzen gesetzt, auf eine aktive 
Strukturpolitik, eine gute Bildungspolitik 
Wissenschaftspolitik, Forschungspolitik' 
auf die Schaffung von Studienplätzen afl 
Berufsakademien, an Fachhochschulen 
und Universitäten, auf eine weitsichtige 
Verkehrspolitik, die ich für entscheiden^ 
halte in den 90er Jahren zur Sicherung 
der Standortgunst unseres Landes, auf 
eine konsequente Umweltpolitik, eine 
gerechte Familienpolitik, auf Betreuung 
von Kleinkindern und Hilfen für die 
Mütter. 

In der Schlußphase des Wahlkampfes 
sind wir von einem Protestwahlverhaltd1 

überrollt worden. Natürlich haben wir 
seit vielen Monaten, ja seit Jahren gese- 
hen, welche Bedeutung das Thema 
„Asyl" und die Lösung dieses Problems 
für die Bürger unseres Landes hat. 

Die baden-württembergische Landesre- 
gierung, die frühere Landesregierung tfH 
meine Landesregierung, wir haben Bun' 
desratsinitiativen eingebracht, eine IniU 
tive zur Änderung des Grundgesetzes. 1 
habe in diesem Jahr zweimal zu diesem 
Thema im Bundestag gesprochen. Aber 
es ist uns als Regierungspartei nicht abg 
nommen worden, daß wir seit Jahren m 
ses Problem zwar sehen, aber offensteht' 
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•ich zur Lösung nicht das Entscheidende 
tun können, 

»e Bürger erhielten den Eindruck, über 
•ese Frage wird nur diskutiert und der 
taat erweist sich nicht als handlungsfä- 
'8- Dieses Moment, gekoppelt mit Fra- 

gen der Leistung, Fragen der Überforde- 
^ng durch Abgaben und Steuern, einer 

'gemeinen Meinung, wir müssen bluten 
np zahlen und andere bekommen ohne 

J^stung Geld, hat in den letzten Tagen 
°T allem zu einem Protestwahlverhalten 

geführt. 
ch habe während des ganzen Wahlkamp- 
es gesagt, eine rechtsradikale Partei kann 
•ch in Deutschland auf nicht mehr als 
/2 Prozent Rechtsradikale stützen, d. h. 

P        nach meiner Meinung keinerlei 
hancen, die 5-Prozent-Grenze zu über- 

p°nreiten. Wenn aber eine rechtsradikale 
artei in Deutschland Chancen hat, über 
n» Prozent zu kommen, dann muß ein 

oerna vorliegen, das für einen Teil der 
Urger wichtig ist und das sie für unge- 

°st halten. Daß dieses Thema mit der 
yifrage da ist, das war für jedermann 

*** vielen Monaten sichtbar. 
,lr haben deshalb in sehr verantwortli- 

cher Weise dieses Thema aufgegriffen, 
j n bin auf meinen Wahlreisen von vielen 
^ürnalisten begleitet worden. Ich habe 
d R   *.n emem einzigen Bericht gelesen, 

ü wir das Asylthema emotional oder 

habChärfend hochredend behandelt 

^ Vlelen Berichten ist mir bescheinigt 
g       n» daß wir von den Ursachen 

Prochen haben, einer Armutswande- 
c.ng v°n Süd nach Nord, von der Ursa- 
jj des wirtschaftlichen Elends in den 
und     n ^steuroPas» die zur Demokratie 
ein ZUr Freme^ gefunden haben, von 
poK ? klaren Bekenntnis zum Asylrecht 
Be    SCri Verfolgter, aber auch von dem 
t. rnühen, Asylbewerber, die nicht poli- 
tisch verfolgt sind, zu scheiden von wirk- 

lich politisch Verfolgten, und schließlich 
von der klaren Aussage, daß wir deren 
Probleme nicht in unserem Land durch 
Einwanderung über das Asylrecht lösen 
können, sondern nur durch Hilfe in den 
Herkunftsländern, damit die Menschen 
dort eine Lebensperspektive für sich und 
ihre Familien sehen. 
Wir haben das Thema also aufgegriffen. 
Ich meine, in einer sehr verantwortlichen 
Art und Weise; aber wir konnten ganz 
offensichtlich nicht alle Bürger davon 
überzeugen, daß ihr Wunsch auf eine 
Lösung dieses Problems bei uns in der 
richtigen Hand ist. 
Ich habe auch immer auf die große Ver- 
antwortung von SPD und FDP hingewie- 
sen, auf die Folgen, die eintreten, wenn 
sie sich einer Lösung dieses Problems ver- 
sagen. Nun haben wir das Ergebnis. Ich 
hoffe, daß es wenigstens dazu beiträgt, 
daß SPD und FDP bald zu einer Verfas- 
sungsänderung bereit sind. 
Es hätte der Erfahrung des gestrigen 
Tages und des Einzugs von Rechtsradika- 
len in den Landtag von Baden-Württem- 
berg und in den Landtag von Schleswig- 
Holstein nicht bedurft. Man hätte das 
Problem vorher lösen können. Das wäre 
die einzige Möglichkeit gewesen, Rechts- 
radikalen das Wasser abzugraben und zu 
verhindern, daß sie die 5-Prozent-Grenze 
überschreiten. 

Wähler zurückgewinnen 
Ich möchte auch klar unterscheiden zwi- 
schen denen, die gewählt worden sind 
und von ihrer Weltanschauung her 
Rechtsradikale sind, und den Bürgern, 
die Protest zum Ausdruck bringen woll- 
ten. Ich bin ganz sicher, daß diese Bürger 
für die demokratischen Parteien wieder 
zurückzugewinnen sind, wenn das Pro- 
blem, gegen das sie Protest zum Aus- 
druck gebracht haben, tatsächlich gelöst 
wird. Dann werden auch die Republika- 
ner genauso schnell wieder aus dem 
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Asylbewerberzahlen im Monat März 1992 
Das Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge hat 
im Monat März 1992 35059 Asyl- 
bewerber (Vormonat: 31317) regi- 
striert. Hauptherkunftsländer sind: 

13 175 (Vormonat ehem. 
Jugoslawien: 12540) 

5 544 (Vormonat: 3 760) 
2406 (Vormonat: 2385) 
1800 (Vormonat: 1379) 
1 135 (Vormonat: 1273) 

939 (Vormonat: 783) 
812 (Vormonat: 678) 
635 (Vormonat: 533) 
620 (Vormonat: 214) 

Jugoslawien: 

Rumänien: 
Türkei: 
Nigeria: 
Vietnam: 
Bulgarien: 
Libanon: 
Zaire: 
CSFR: 

Die Zahl der Asylbewerber ist gegen- 
über dem Vormonat erneut gestiegen. 
Ein besonderer Anstieg ist bei den 
Asylbewerbern aus Rumänien festzu- 
stellen. 

Hoch ist nach wie vor der Zugang aus 
Jugoslawien (13 175). Im Hinblick auf 
den dortigen Bürgerkrieg sind die 
niedrigen Zahlen aus Kroatien (48) 
und Slowenien (1) im Vergleich zu den 
Asylzahlen aus Jugoslawien bemer- 

Landtag verschwinden, wie sie ins Parla- 
ment hineingekommen sind. 
Wie geht es weiter in Baden-Württem- 
berg? Die CDU hat den klaren Auftrag, 
die neue Landesregierung zu bilden. 
Gegen die CDU kann keine Regierung 
gebildet werden. 
Ich verhandele mit allen Parteien im 
Landtag, ausgenommen den Republika- 
nern. Ich verhandele mit den einzelnen 
Parteien nicht pro forma, sondern ich ver- 
handele mit allen ernsthaft über die 
Frage, ob eine Koalition mit ihnen zu bil- 
den ist, und wir werden dann entschei- 
den, mit welcher Partei oder mit welchen 

kenswert. Auffällig ist auch der 
Anstieg der Asylbewerber aus der 
CS FR. 
Auf die Staaten Ost- und Südosteuro- 
pas entfielen im März 21 856 Asylbe- 
werber. Das sind 62,3 Prozent aller 
Asylbewerber. Der Anteil der Euro- 
päer an der Gesamtzahl der Asylbe- 
werber beträgt 69,2 Prozent (24264 
Personen). 
Im Monat März hat das Bundesamt 
über die Anträge von 20.130 Personen 
entschieden. Anerkannt wurden 947 
Personen (4,7 Prozent), abgelehnt 
15332 Personen (76,2 Prozent), sonst- 
wie erledigt wurden die Anträge von 
3 851 Personen (19,1 Prozent). 
Im ersten Quartal dieses Jahres hat 
das Bundesamt über die Anträge von 
54412 Personen entschieden. Als asyl- 
berechtigt anerkannt wurden 2713 
Personen. Das entspricht einer Aner- 
kennungsquote von 5,0 Prozent. Abge- 
lehnt wurden 40229 Personen (73,9 
Prozent), auf sonstige Erledigungen 
und Rücknahmen entfielen 11 470 Per- 
sonen (21,1 Prozent). 

Parteien unsere Sachziele für eine 
Zukunftssicherung Baden-Württemberg5 

am besten zu erreichen sind. 
Jetzt muß das Wohl unseres Landes im 
Vordergrund aller Überlegungen stehen- 
Baden-Württemberg braucht auch für d>e 

Zukunft stabile politische und stabile 
wirtschaftliche Verhältnisse. 
Wir werden auch in Zukunft eng mit def 

Bundesregierung und mit der Bundespaf' 
tei zusammenarbeiten. Ich danke dem 
Bundesvorsitzenden, dem Fraktionsvor- 
sitzenden der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und allen Freunden in Bonn 
herzlich für ihre Unterstützung. i 

1 
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Infas-Analyse der Landtagswahlen 

Strukturelle Veränderungen 
im politischen System 

Die Ergebnisse der Wahlen für den 
Kieler und den Stuttgarter Landtag 
^igten ähnliche Konturen, so sehr sich 
d|e Länder in ihrer sozialen Struktur 
und politischen Tradition auch unter- 
scheiden: Die Rechtsradikalen sind 
auf Anhieb in die Parlamente gekom- 
men und drittstärkste Fraktion gewor- 
*!en. Die kleinen Parteien haben auf 
Kosten der großen gewonnen. Die 
Regierungspartei mußte gravierende 
Verluste hinnehmen, ohne daß die 
eigentliche Opposition dies aufgefan- 
gen hätte. Die Wahlbeteiligung ist wei- 
te»" zurückgegangen. 

j*anz neu und einmalig sind diese Ten- 
enzen nicht, daher wohl auch nicht nur 

^»porär. Bereits vor drei Jahren, bei den 
fahlen zum Europaparlament, hatten sie 
lch in beiden Ländern in nahezu den 

8'eichen Wähleranteilen wie am letzten 
onntag niedergeschlagen. Die Regional- 
anlen in Frankreich vor zwei Wochen 
aben gezeigt, daß es nicht nur um ein 

putsches, hausgemachtes Problem geht; 
0rt waren ähnliche Tendenzen zu erken- 

JJen; Es handelt sich nicht bloß um ein 
orübergehendes Stimmungstief der 
egierungen, vielmehr auch um struktu- 
le Veränderungen im politischen 

le Umfragen der letzten Monate im 
ndesgebiet und in den beiden Ländern 

'gen, treffen dabei vier Tendenzen 
k rammen, die einander wechselseitig 

edlngen und verstärken: 

• Weitverbreitete Verunsicherung, ja 
Zukunftsängste angesichts drohender 
Wirtschaftsflaute und sozialer Belastun- 
gen, die zu heftigerer Konkurrenz um 
knappe Güter, um Arbeitsplätze und 
Wohnungen führen. 
• Eine Projektion solcher Ängste auf das 
Ausländer- und Asylantenproblem. 
• Die offen bekundete Bereitschaft, 
Rechtsparteien als politische Alternative 
zu sehen. 
• Kritik am politischen Stil der etablier- 
ten Parteien und ihrer Repräsentanten. 
Zu besonderer Betroffenheit und Ratlo- 
sigkeit am Wahlabend hat die Tatsache 
geführt, daß das Wechselspiel zwischen 
Regierung und Opposition nicht mehr 
funktioniert. Die Akzeptanz beider gro- 
ßer Parteien hat ständig abgenommen. 

Schleswig-Holstein 
Mit einem Mandat Vorsprung konnte die 
SPD im Norden ihre absolute Parla- 
mentsmehrheit gerade noch behaupten. 
Sie hat alle 45 Wahlkreise gewinnen kön- 
nen und mit 46,2 Prozent immerhin ihr 
zweitbestes Ergebnis in der Geschichte 
des Landes erreicht. Vor dem Hinter- 
grund des spektakulären Engholm-Sieges 
nach der Barschel-Affäre vor vier Jahren 
und einer bundesweiten Formschwäche 
der Sozialdemokraten wäre der Verlust 
von insgesamt 170.000 Stimmen zu ver- 
kraften. Anlaß zur Beunruhigung für die 
Regierungspartei bieten allerdings die 
regionalen Schwerpunkte dieser Verluste. 
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Die stärksten Einbußen hat die SPD in 
den großen Städten erlitten. In Lübeck 
und Kiel hat sie mehr als zwölf Prozent- 
punkte verloren. 

In den beiden großen Städten haben 
Liberale und Grüne auf Kosten der 
Sozialdemokraten deutlich mehr zugelegt 
als im Landesdurchschnitt. Die Deutsche 
Volksunion als die rechte Gruppierung, 
die von der Unzufriedenheit am meisten 
profitierte, hat in Lübeck und Neumün- 
ster den stärksten Zulauf (über neun Pro- 
zent) erhalten. 

Das wichtigste Reservoir der DVU waren 
frühere SPD-Wähler in den einfachen 
städtischen Wohnquartieren. Die Wande- 
rungsbilanz von infas weist hier einen 
Gewinn von rund 30.000 Wählern aus, 
fast doppelt soviel wie von der CDU. 
Auch frühere NichtWähler am rechten 
Rand gaben bei dieser Wahl einer Rechts- 
partei die Stimme. 

Die CDU konnte ihre Verluste nach 
rechts in etwa durch Rückgewinne von 
früheren Abwanderern zur SPD ausglei- 
chen. Insgesamt reichte es aber nur zu 
einem ganz kleinen Schritt aus dem abso- 
luten Tief von 1988. 

Baden-Württemberg 
Das Resultat war für die beiden großen 
Parteien in Baden-Württemberg noch 
desolater als in Schleswig-Holstein. Die 
CDU hat gegenüber 1988 rund 430.000 
Stimmen und über neun Prozentpunkte 
verloren. In den letzten 30 Jahren ist sie 
noch bei keiner Landtagswahl unter 
40 Prozent gefallen. Die SPD hat rund 
110.000 Stimmen und zweieinhalb Punkte 
eingebüßt. In den letzten 30 Jahren hatte 
sie nur 1968 einen Wert von unter 30 Pro- 
zent. 
Die Wanderungsbilanz zeigt die Richtung 
der Bewegung genauer. Die SPD hat ein 
wenig von den CDU-Verlusten profitiert 

(im Saldo rund 50.000 Wähler), aber weit 
mehr an den rechten Rand abgegeben, an 
die Republikaner allein rund 110.000. 
Die CDU hat in alle Richtungen Wähler 
eingebüßt, in Baden-Württemberg jedoch 
deutlicher nach rechts als in Schleswig- 
Holstein. Die infas-Bilanz weist Wande- 
rungen zu den Republikanern von rund 
170.000 früheren CDU-Wählern aus. 
Die Grünen, die mit 9,6 Prozent ihr bis- 
lang bestes Landtagswahl-Ergebnis erzie- 
len konnten, erhielten viel Zulauf von der 
CDU, etwas weniger von der SPD. 
Die extremen Rechtsparteien (REP, NPD 
und Deutsche Liga) haben zusammen 
über zwölf Prozent der Stimmen erreicht. 
Das Votum der rechten Wähler hat sich 
eindeutiger auf eine Gruppierung kon- 
zentriert als beim letzten Mal. Den Repu- 
blikanern ist es gelungen, in Umfragen 
und in öffentlichen Diskussionen die 
Tabuzonen zu verlassen, und die themati- 
schen Schwerpunkte ihres Wahlkampfes 
mußten sie nicht selber suchen. 
Daß die Republikaner im Südwesten der 
Republik mehr Resonanz gefunden 
haben als je eine rechtsradikale Forma- 
tion zuvor, liegt am relativ guten 
Abschneiden bei früheren Wahlen und 
der damit geschaffenen organisatorischen 
Basis, vor allem aber an der Tatsache, 
daß sich ihre Klientel in zwei ganz ver- 
schiedenen Sozialgruppen festmachen 
läßt: einerseits großstädtische Wähler im 
sozial schwachen Milieu; andererseits 
kleinstädtische und kleinbürgerliche 
Wähler. 

Schwache Resonanz der Volks- 
parteien in der jungen Generation 
Die rechtsradikalen Gruppierungen in 
beiden Ländern konnten besonders unter 
den jungen Männern von der Form- 
schwäche der Etablierten profitieren. In 
Baden-Württemberg erreichen Republi- 
kaner und übrige Rechtsparteien gemein- 

^J 
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SPD-Angstkampagne war Wasser auf 
die Mühlen radikaler Kräfte 

Wer in der Endphase der Landtags- 
wahlkämpfe eine so unglaubliche 
Neid-, Angst- und Diffamierungs- 
kampagne geführt hat, wie es die 
Sozialdemokraten in den letzten 
Tagen getan haben, der hat mehr 
als nur unverantwortlich gehandelt. 

Noch immer wird den Deutschen in 
den neuen Bundesländern die Hoff- 
nungslosigkeit und zugleich den Men- 
schen in den alten Bundesländern die 
unmittelbar bevorstehende Verelen- 
dung eingeredet. Nichts davon ent- 
spricht der wirklichen Lage. 

Wolfgang Schäuble, Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Die 
unbegründete Angstkampagne war 
Wasser auf die Mühlen radikaler 
Kräfte. Dabei schürten die Sozialde- 
mokraten Unzufriedenheiten, für die 
sie selber Verantwortung tragen. In 

der Asylpolitik zum Beispiel wären 
wir längst viel weiter, wenn die SPD 
die notwendige Zusammenarbeit nicht 
verweigert hätte. Diese Blockadehal- 
tung muß endlich aufgegeben werden, 
denn es gilt, gemeinsam das Anwach- 
sen radikaler Kräfte von links oder 
von rechts zu bekämpfen. 
Die radikalen Kräfte in unserem Land 
propagieren zwar einfache Lösungen, 
doch die gibt es in einer Demokratie 
nur selten. Wenn so gewaltige Aufga- 
ben zu bewältigen sind, wie sie die 
deutsche Einheit und der Zusammen- 
bruch des Kommunismus in Ost- und 
Südosteuropa mit sich gebracht 
haben, sind einfache Lösungen erst 
recht nicht zu haben. Das wissen auch 
die Sozialdemokraten, und deshalb 
besorgen sie das Geschäft der Radika- 
len, wenn sie die Lage schlechterreden 
als sie ist. 

sam über 20 Prozent bei den unter 25jäh- 
•"Jgen, in Schleswig-Holstein versammeln 
DVU und Republikaner fast 15 Prozent 
dleser jungen Wähler hinter sich. 

Ur die Frauen in der gleichen Alters- 
gruppe gelten andere Muster. Auch wenn 
°ei ihnen der Wähleranteil für die 
Rechtsradikalen größer ist als bei den 
alteren Frauen, bleiben sie in beiden Län- 

ernum die Hälfte unter dem Stimmen- 
anteil ihre männlichen Altersgenossen. 
tatt dessen wählen die Frauen unter 
5 Jahren die Grünen deutlich überpro- 

P°rtional: im Südwesten liegen die Grü- 
en in dieser Gruppe mit über einem 

fünftel der Stimmen fast Kopf an Kopf 
*** der CDU, im Norden reicht es 
Immerhin noch für 14 Prozent. 

SPD und CDU finden in Baden-Würt- 
temberg bei den Wählerinnen und Wäh- 
lern unter 25 Jahren Zustimmung nur bei 
55 Prozent, in der Altersgruppe zwischen 
25 und 34 Jahren nur bei 60 Prozent. Von 
den über 50jährigen stimmen drei Viertel 
für eine der beiden großen Parteien. 
Die sich schon bei anderen Landtagswah- 
len abzeichnende nachlassende Bin- 
dungskraft der beiden großen Parteien 
hat sich am 5. April — nicht zuletzt auf- 
grund der Debatte um die Folgelasten der 
deutschen Einheit — weiter verstärkt. 
Zunehmende Zukunftsängste und Per- 
spektivlosigkeit lassen besonders die jun- 
gen Wählerinnen und Wähler nach ver- 
meintlich einfachen, fundamentalisti- 
schen Antworten suchen. • 
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Weniger Aussiedler 
Vom 1. Januar 1992 bis 31. März 1992 
kamen 47 702 deutsche Aussiedler in 
die Bundesrepublik Deutschland. 
Gegenüber dem Vergleichszeitraum 
1991 sowie 1990 ist dies ein Rückgang 
(1. Quartal 1991: 53947,1. Quartal 
1990: 108603). 
Die Zahlen der Hauptherkunftsländer im 
Vergleich, jeweils 1. Quartal: 

1992 1991 1990 
Ehemalige SU 37654 38679 32951 
Republik Polen 6182 7212 59309 
Rumänien 3392     7781    14350 
Sonstige 47702    53947 108603 
Hierzu erklärt der Aussiedlerbeauftragte 
der Bundesregierung, Horst Waffen- 
schmidt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern: Die 

Gründe für diese Entwicklung liegen in 
zwei Umständen: 
• Das jetzige Aufnahmeverfahren für 
Aussiedler, bei dem die Aussiedler Auf- 
nahmeanträge aus ihrer heutigen Heimat 
stellen, umfaßt eine intensive Prüfung bei 
Bund und Ländern danach, ob die Vor- 
aussetzungen zur Aufnahme als deut- 
scher Aussiedler gegeben sind. Diese 
umfangreiche Prüfung liegt vor allem im 
Interesse der Beteiligten: Antragsteller, 
die die Voraussetzungen zur Anerken- 
nung als deutsche Aussiedler nicht erfül- 
len, erhalten die Ablehnung in ihrer heu- 
tigen Heimat und kommen erst gar nicht 
nach Deutschland. 

• Inzwischen zeigen auch die Minderhei- 
tenrechte, die Deutschland mit den heuti- 
gen Heimatländern der Aussiedler verein- 
bart hat, positive Auswirkungen. • 

Polnische Schulen suchen Partnerschaften 
Deutsche und polnische Bürger sind 
nicht mehr durch undurchlässige 
Grenzen voneinander getrennt. 
Mehr denn je ist nunmehr ein 
gegenseitiges Kennenlernen notwen- 
dig, um auch ein besseres gegensei- 
tiges menschliches Verstehen zu 
erreichen. 

Jugendliche in beiden Ländern sollten 
vor allem bei dem Prozeß des guten 
Miteinander ihre Zukunftschance 
erkennen. Die 1991 im Rahmen des 
deutsch-polnischen Jugendaustau- 
sches durchgeführten Projekte und 
ihre Resonanz stimmen optimistisch. 
18000 Schüler und Jugendliche aus 
beiden Ländern waren an diesen Aus- 
tauschprogrammen beteiligt. 
Viele kleine, aber wichtige Aktivitäten 
in den grenznahen Regionen bleiben 
unbekannt und ungefördert, weil es vor 

Ort z. Zt. noch an Informationen fehlt. 
Durch das Wirken der Geschäftsstellen 
des Deutsch-Polnischen Jugendwerkes 
in Warschau und Potsdam ab 1. Juli 
dieses Jahres wird die vorgesehene 
Größenordnung von 22 000 Teilneh- 
mern am Austauschprogramm sicher- 
lich ausgeschöpft werden. 

Maria Michalk, stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Aus meinem Heimatkreis 
weiß ich, daß die Nachfrage groß ist. 
Bleibt zu hoffen, daß auch das Poten- 
tial an Interessenten für Partnerschaf- 
ten mit deutschen Schulen — das ist 
auch ein wichtiger Aspekt — befrie- 
digt werden kann. Ca. 400 polnische 
Schulen suchen Partnerschaften in 
Deutschland. Hier sollten auch Abge- 
ordnete in ihren Wahlkreisen vermit- 
telnd wirken. 
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EAK-Veranstaltungen 1992 
•Montag, 27. April 1992: Veranstaltung 
£es EAK Rhein-Sieg und Bonn: „Wozu 
V^chensteuern?", mit Landeskirchenrat 

^°rg Immel, Konrad-Adenauer-Haus, 
deiner Saal, 20.00 Uhr 

Dienstag, 5. Mai 1992: Fachtagung in 
usammenarbeit mit dem Büro für demo- 
ratische Jugendarbeit: „Perspektiven 
östlicher Erziehung im wiedervereinig- 

en Deutschland", mit Schulsenator Jür- 
*en Kiemann, Berlin, 15-19 Uhr 

Donnerstag, 7. Mai 1992: 19. Bonner 
geologisches Gespräch „Schwestern 

v
lna keine Brüder" - Zur Gemeinschaft 

p n Frauen und Männern in der Kirche, 
r 

r°f- Dr. Dorothea Wendebourg, Kon- 
**'Adenauer-Haus, Kleiner Saal, Bonn, 

Samstag, 16. Mai 1992: 4. Deutsch- 
. '-Forum, Thema „Entwicklung in der !^-Forui , 

v
eimat statt Asyl in der Fremde'Cmit 
°Iker Ruh«» unH RimHpcminictar forl 

Di Rühe und Bundesminister Carl- 
hflfter SPran8er> Bürgerhaus Südbahn- 
ot> Frankfurt, 10-17 Uhr 
13.^-14 Juni 1992: Fachkongreß in 
sammenarbeit mit der Jungen Union 

• »Jugendsekten", Hamburg 
Montag, 22. Juni 1992: 20. Bonner 

Theologisches Gespräch, mit Prof. Dr. 
Gerhard Besier, „Situation der Kirche im 
Sozialismus" (Arbeitstitel), Konrad-Ade- 
nauer-Haus, Kleiner Saal, Bonn, 20 Uhr 
• 26./27. Juni 1992: EAK-Kreisvorsitzen- 
den-Konferenz „Gespräche und Diskus- 
sionen z. B. EAK vor Ort: Themen, Tips, 
Termine", Gustav-Stresemann-Institut, 
Bonn 

Zweites Halbjahr 

• August bis Dezember 1992: Fünf Fach- 
tagungen in den neuen Bundesländern 
zum Thema: „Was heißt sozial?" 
• 25-/26. September 1992: 33. Bundesta- 
gung des EAK der CDU/CSU, „Als 
Christen auf dem Weg in das geeinte 
Europa", mit Bundeskanzler Helmut 
Kohl, Maxim-Gorki-Halle, Wittenberg 
• Donnerstag, 17. September 1992: 21. 
Bonner Theologisches Gespräch, mit 
Prof. Dr. Trutz Rendtorff, Zur Wirt- 
schaftsdenkschrift, Konrad-Adenauer- 
Haus, Bonn, 19 Uhr 
• Montag, 2. November 1992: EAK-Emp- 
fang für Presse und Synodale im Rahmen 
der EKD-Synode, Suhl, 21 Uhr 

Junge Gruppe in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
vergrößert sich auf 25 Mitglieder 

~*to dem 34jährigen Klaus-Heiner Lehne 
Jat sich die Zahl der Abgeordneten der 
^Ungen Gruppe in der CDU/CSU-Bun- 
Jestagsfraktion auf 25 JUlerinnen und 
lrler erhöht. Lehne, der den Wahlkreis 
^üsseldorf-Süd im Deutschen Bundes- 
a8 vertreten wird, ist für den verstorbe- 
en Hubert Doppmeier nachgerückt. 

aus'Heiner Lehne hat an den Univer- 

sitäten Düsseldorf, Freiburg, Bonn und 
Köln Studien der Physik, Philosophie 
und Jura abgelegt, 1986 machte er sein 
zweites juristisches Staatsexamen und 
ist seitdem als Rechtsanwalt in Düssel- 
dorf tätig. Seit 1984 war er Ratsherr der 
Stadt Düsseldorf und zeitweilig Spre- 
cher für die CDU im Jugend- und 
Umweltausschuß. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Es ist unsere Pflicht, den Menschen 
in ihrer Heimat zu helfen 
Europa — und unser eigenes Land, 
Deutschland, in seiner Mitte — durch- 
lebt eine Zeit des tiefen Umbruchs. 
Was Jahrzehnte unumstößlich schien, 
wie die Konfrontation zwischen Ost 
und West, wie die Teilung unseres 
Vaterlandes, wurde in einer kurzen 
Zeitspanne weggefegt. Alte Vorurteile, 
Klischees und Feindbilder landeten 
dort, wo sie hingehören:, auf dem 
Abfallhaufen der Geschichte. 

Der Wandel eröffnet nunmehr für alle 
Völker in Europa die großartige Chance, 
ihr Schicksal und ihre Zukunft in eigener 
Verantwortung zu gestalten. 
Wir Deutschen haben unsere historische 
Chance genutzt: Deutschland hat in Frie- 
den und Freiheit und im Einvernehmen 
mit all seinen Nachbarn und Partnern 
seine Einheit wiedergefunden. 
Ich verstehe natürlich die Sorgen vieler 
Menschen, daß der Wandel neue, unge- 
wohnte Probleme und auch Unwägbar- 
keiten mit sich bringt. Wir wissen vor 
allem aus unserer deutschen Erfahrung, 
wie schwer die Völker in Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa unter der verheeren- 
den Hinterlassenschaft des kommunisti- 
schen Zwangssystems leiden. Gerade wir 
in Deutschland wissen, was es bedeutet, 
den Schutt einer über vierzigjährigen 
Fehlentwicklung beseitigen zu müssen. 
Unsere Nachbarn, die Reformstaaten in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa, und die 
Nachfolgerepubliken der Sowjetunion 
brauchen einen neuen Halt. Wir Deut- 
sche wollen gemeinsam mit unseren 
Freunden und Verbündeten dazu beitra- 

gen, daß sie diesen Halt erfahren. Ihre 
neugewonnene Freiheit soll Grundlage 
einer neuen, einer dauerhaften Stability 
auf unserem Kontinent werden. 
Dies liegt in unserem ureigensten Inter- 
esse. Denn gerade für uns Deutsche g|lt'f 

daß wir eben nicht abgeschottet auf eme 

Insel leben, sondern im Herzen Europa5' 
und daß wir ganz unmittelbar und mehr 
als andere von dem berührt werden, waS 

in unserer Nachbarschaft geschieht. 
Politische Instabilität, wirtschaftliche 
Not, sozialer Unfrieden, ja, revolution^ 

Aus der Regierungserklä- 
rung des Bundeskanzlers zu 
aktuellen Fragen der deut- 
schen Außenpolitik am 
2. April 1992 im Deutschen 
Bundestag 

Entwicklungen bei unseren östlichen 
Nachbarn würden direkt auch auf die 
innere Situation Deutschlands zurück^ 
ken. 

Indem wir den Ländern Mittel-« 
Ost- und Südosteuropas helfen, 
helfen wir uns selbst. Man kann 
diesen Satz nicht oft genug und 
nicht laut genug auch in der deut' 
sehen Öffentlichkeit sagen. 

Indem wir Brände löschen, verhüten \vif' 
IIIUCIII Wll  öiaiiuc luaviivn, »*,»»•»..—        ,, 

daß die Funken auf andere Teile Euiw 
überspringen. Ich erinnere nur an die '1 
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* °nflikte im bisherigen Jugoslawien oder 
'm Kaukasus. 
n<Jem wir Menschen in Not helfen, bie- 
?n wir ihnen Zukunftsperspektiven für 
|cn und für ihre Kinder in der ange- 
lernten Heimat. 
° verständlich es ist, daß Menschen, die 

Jj wirtschaftlicher Not sind, zu uns kom- 
en wollen, so wahr ist auch, daß wir die 

j^obleme vieler Länder der Welt nicht 
dem dichtbesiedelten Gebiet der Bun- 

esrepublik Deutschland lösen können. 
Gerade deshalb unterstreiche ich 
auch unsere Pflicht und unser urei- 
genstes Interesse, diesen Menschen 
*& ihrer eigenen Heimat zu helfen, 
damit sie dort ihre Zukunft finden. 

k n§esichts der steigenden Zahl von Asyl- 
Berbern in der jüngsten Zeit will ich 

er noch einmal die Gelegenheit nutzen 
a
nd an alle politisch Verantwortlichen, 

a'le demokratischen Parteien appellie- 
n» daß wir möglichst rasch zu einer end- 

.  ll8en, auch den europäischen Anfor- 
erungen genügenden Regelung in der 
sylfraee Vr>mm*r> 

Ei 
•rage kommen. 

Je friedliche und stabile Entwicklung 
de onserem ganzen Kontinent, das ist 
u /Schlüssel für eine Zukunft in Frieden 
nd Freiheit auch für Deutschland. 

la
ei Unserer Politik der Stabilisierung ver- 
^sen wir uns auf bewährte Grundlagen. 
!e Werte der Freiheit und der Selbstbe- 

ün^
rnung, für die die Völker Europas - 

le    
,nsbesondere auch unsere Lands- 

hh C m ^en neuen Bundesländern — im 
ündk'^ so mut'g eingetreten sind, sind 
2en      iben unsere Richtschnur. Wir set- 
sch aUf die schöpferische Kraft der Men- 
Mot11' ^enn s'e sm(* ^er entscneidende 
^ t0r für jeden Fortschritt. 

kan JetZt 8efragl ist, ist Solidarität. Es 
Seih1 k^ei nur darum gehen, Hilfe zur 
beut       e Zu ,eisten. Auch kann 

tschland diese Last nicht allein tra- 

gen. Wir haben — ich stelle das einfach 
fest; es besteht kein Grund, sich dessen 
zu rühmen — aus guten Gründen in der 
Vergangenheit, in den letzten Jahren 
schon mehr geleistet als viele andere, und 
jeder weiß: Wir sind an der Obergrenze 
unserer Möglichkeiten angelangt. 

Ich begrüße aus diesem Grund aus- 
drücklich die jüngste Erklärung von 
Präsident Bush, und ich wünsche 
mir, daß alle unsere westlichen 
Partner und Freunde in diesem 
Sinne auch an der Vorbereitung der 
G7-Konferenz in München im Som- 
mer dieses Jahres mitwirken. 

Alle — die europäischen Partner in der 
G7, die nordamerikanischen Partner und 
nicht zuletzt unsere japanischen Freunde 
— sollten nicht vergessen, daß jede Inve- 
stition in die Nachfolgerepubliken der 
ehemaligen Sowjetunion, die zum Rechts- 
staat, zur Demokratie, zu sozialer Sicher- 
heit und wirtschaftlichem Aufschwung 
beiträgt, eine Investition in eine friedliche 
Zukunft unserer Welt bedeutet. Das ist 
unsere Politik! 
Wir wollen das vereinte Europa schaffen. 
Unser Land, in dem jeder dritte Arbeit- 
nehmer für den Export arbeitet, verdankt 
einen ganz entscheidenden Teil seines 
Wohlstands der Mitgliedschaft in der 
Europäischen Gemeinschaft und einem 
freien Welthandel. 
Aber wir dürfen — auch das will ich 
sagen — nicht zulassen, daß dieses sich 
jetzt einigende Europa ausschließlich auf 
seine wirtschaftliche Dimension verkürzt 
wird. 

Unser Ziel ist die politische Eini- 
gung Europas in diesem Jahrzehnt, 
denn damit ziehen wir zugleich die 
Lehren aus der leidvollen 
Geschichte dieses Jahrhunderts und 
dienen vor allem auch deutschen 
Interessen. • 
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Die europäische Währung wird eine 
harte und stabile Währung sein 
Der Bundesfachausschuß Wirtschafts- 
politik der CDU hat sich in der Sit- 
zung am 26. März 1992 eingehend mit 
der Geldwertstabilität beschäftigt. 
Dazu erklärte die Vorsitzende Christa 
Thoben: 

Die D-Mark hat sich in den 34 Jahren 
ihres Bestehens als die mit Abstand sta- 
bilste Währung in den Ländern der Euro- 
päischen Gemeinschaft erwiesen. Auch 
heute gehört die D-Mark zur Spitzen- 
gruppe in puncto Stabilität. Eine stabile 
Währung ist eine wichtige Grundvoraus- 
setzung, um die gegenwärtigen Heraus- 
forderungen erfolgreich bewältigen zu 
können. Daher bleibt es auch eine vor- 
dringliche Aufgabe von Bundesregierung 
und Bundesbank, das Stabilitätsziel mit 
Nachdruck zu verfolgen. Der Bundes- 
fachausschuß „Wirtschaftspolitik" stellt 
dazu folgendes fest: 

_ Die Sicherung der Stabilität hat ent- 
scheidende Bedeutung für die wirtschaft- 
liche Entwicklung in Deutschland. Daher 
unterstützt der Bundesfachausschuß mit 
Nachdruck die konsequente Politik der 
Bundesbank. 

J Im Vertrag von Maastricht hat die 
Bundesregierung das erfolgreiche Modell 
Bundesbank als Vorbild für die zu schaf- 
fende europäische Zentralbank durchge- 
setzt. Sie ist ein wesentlicher Pfeiler der 
künftigen europäischen Stabilitätspolitik. 
Ihr Stabilitätsauftrag wird durch strenge 
Vorgaben noch besser abgesichert als bei 
der Bundesbank. Damit ist gewährleistet, 
daß auch die gemeinsame Europäische 
Währung eine harte und stabile Währung 
sein wird. 
Die Verwirklichung des europäischen 

Stabilitätszieles erfordert aber auch die 
Konvergenz der nationalen WirtschaftS' 
und Finanzpolitiken. Strenge Konver- 
genzkriterien unterstützen den Stabilität' 
auftrag. Haushaltsdisziplin, niedrige Z'n" 
sen, Preisstabilität und ein stabiler 
Außenwert der Währung stärken die wirf' 
schaftliche Dynamik in Europa. Daher 
darf von den Vereinbarungen zur Euro- 
päischen Zentralbank und den zu erfül- 
lenden Konvergenzkriterien weder abge' 
rückt noch dürfen diese aufgeweicht we'' 
den. Sie bilden die unverzichtbare Vor- 
aussetzung für die Schaffung einer dauef 
haften Stabilitätsgemeinschaft. 

Eine zentrale Rolle spielen gegenwäf 

tig aber auch die Tarifparteien. Auch sie 
tragen Verantwortung für Stabilität und 
Wohlstand. Die überhöhten Forderung6" 
der Gewerkschaften sind in der gegen- 
wärtigen wirtschaftlichen Situation nie" 
verantwortbar. Sie tragen insbesondere 
die Gefahr einer Lohn-Preis-Spirale in 
sich; Einkommenszuwächse würden 
schnell wieder durch hohe Preissteigefl'j' 
gen ausgehöhlt. Die Arbeitnehmer habe 
letztlich also nichts von optisch hohen 
Tarifabschlüssen. Die gesamtwirtschaft" 
ehe Verantwortung gebietet stabilitäts- 
orientierte Tarifvereinbarungen mit m^ 
vollen Steigerungen. 
Dabei stehen auch die Arbeitgeber in <*e 

Pflicht. Sie dürfen sich nicht an rein 
betriebswirtschaftlichen Überlegungen 
orientieren, sondern müssen sich der 
volkswirtschaftlichen Konsequenzen zü 

hoher Lohnabschlüsse bewußt sein. Ho 
soziale Kosten in Form von steigenden 
Preisen und Arbeitslosigkeit sind ein 
spürbarer Wohlfahrtsverlust für alle Bür' 
ger. Die Tarifpartner sind daher gefor- 
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Immer mehr Firmen bieten jungen Eltern 
familienfreundliche Bedingungen an 

Eine erfreuliche Entwicklung sieht 
die Bundesministerin für Familie 
und Senioren, Hannelore Rönsch, 
in der wachsenden Zahl von 
Betriebsvereinbarungen, die jungen 
Eltern familienfreundliche 
Urlaubsregelungen für die Erzie- 
hung ihrer Kinder garantieren. 

Frau Rönsch begrüßte die jüngste 
Betriebsvereinbarung einer Versiche- 
rungsgruppe, nach der die Mitarbeiter 
bis zu vier Jahren Elternurlaub neh- 
men können und ihnen anschließend 
eine Weiterbeschäftigung am bisheri- 
gen Standort sicher ist. 
pamit können sich Mütter oder Väter 
ihren Kindern in der wichtigen ersten 
Lebensphase noch intensiver widmen, 
als es ihnen der dreijährige gesetzliche 
Erziehungsurlaub ermöglicht. 
Zufrieden zeigte sich die Ministerin 
auch darüber, daß sich Vater und 
Mutter in der „Babypause" abwech- 

seln können, wenn sie beide bei dem 
Unternehmen beschäftigt sind. Hier 
sei offenbar ebenfalls die Regelung im 
Bundeserziehungsgeldgesetz Vorbild 
gewesen. 

Frau Rönsch: Ich hoffe, daß zuneh- 
mend mehr Väter von solchen Mög- 
lichkeiten eines Elternurlaubs 
Gebrauch machen. Bislang war der 
Anteil der Männer, die Erziehungsur- 
laub in Anspruch nahmen, leider sehr 
gering. 

Mit dem Lob für familienfreundliche 
Regelungen in Betrieben verband die 
Familienministerin einen Appell: Ich 
würde mich freuen, wenn möglichst 
viele Firmen diese Beispiele nachah- 
men würden. Gerade auch kleinere 
Betriebe könnten ihren Mitarbeitern 
auf diese Weise stärker als bisher 
signalisieren, daß ihnen ganz prak- 
tisch die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf erleichtert werden soll. 

rt» im Interesse aller die sozialen 
sten so gering wie möglich zu halten. 

*M Die besondere Verantwortung der 
Entliehen Hand liegt in der Begren- 

L
Ung der öffentlichen Ausgaben. Bund, 

. .^ er und Gemeinden sind gefordert, 
rikte Haushaltsdisziplin zu wahren. Die 
uckführung der Neuverschuldung der 

lieh3"116" öffentlichen Hand ist vordring- 
.     \°er Bund hat mit seinem Kurs 
jj.re,ts ein deutliches Zeichen zur Konso- 
ü *erurig gesetzt. Aber auch die Länder 
tis h

Gemeinden stehen in stabilitätspoli- 
sJl,   Verantwortung. Sie müssen die- SemWegfolgen. | 

Personalien 
Der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion Bernd Wilz 
und die CDU-Bundestagsabgeordnete 
Ingrid Roitzsch sind von Bundesvertei- 
digungsminister Volker Rühe als neue 
Parlamentarische Staatssekretäre auf 
die Hardthöhe berufen worden. Sie 
sind Nachfolger von Willy Wimmer 
und Ottfried Hennig, die nach dem 
Rücktritt von Gerhard Stoltenberg 
automatisch aus ihren Ämtern 
geschieden sind. 
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Verstärkter Rückgang der Arbeits- 
losigkeit in ganz Deutschland 
Zu den neuesten Arbeitsmarktdaten 
erklärte der sozialpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Julius Louven: 

Mit dem deutlichen Rückgang der Zahl 
der Arbeitslosen um 165.000 und einer 
Quote von jetzt nur noch 5,8 Prozent in 
Westdeutschland und 15 Prozent in den 
neuen Bundesländern kann nach einem 
leichten Rückgang im Vormonat jetzt von 
einem einheitlich rückläufigen Trend 
gesprochen werden. Durch den Abbau 
der Arbeitslosigkeit in Westdeutschland 
um 95.000 und in den neuen Bundeslän- 
dern um 70.000 Arbeitslose wurde die 
Marke von 3 Millionen unterschritten. 
Als besonders positiv für die Bewegun- 
gen auf dem Arbeitsmarkt in den neuen 
Bundesländern ist auch die weitere 
Abnahme der Kurzarbeiterzahl um rund 
25.000 und das erstmalige Überschreiten 
der Jahresdurchschnittsmarke für ABM 
mit 401.471 zu bewerten. 
Die aktuelle Entwicklung hat zum wie- 
derholten Mal die Experten der Opposi- 
tion wie den Abgeordneten Schreiner hin- 
sichtlich seiner Vision von Massenar- 
beitslosigkeit und den Abgeordneten 
Ostertag mit seinem nicht zu finanzieren- 
den Sofortprogramm ihrer gravierenden 
Fehleinschätzung aufgrund mangelnden 
Realitätssinns überführt. Neben der Rea- 
litätsferne zeichnen sich alle Vorschläge 
der Opposition durch Forderungen nach 
weiteren erheblichen Finanzmitteln aus. 
In schöner Regelmäßigkeit fehlen jedoch 
seriöse Spar- und Finanzierungsvor- 
schläge. Bei geringer werdenden Vertei- 
lungsspielräumen kommt es aber darauf 
an, Geldmittel zielgerichtet und effektiv 
einzusetzen. Daß uns dies gelungen ist, 

beweist die aktuelle Arbeitsmarktent- 
wicklung. 
Als besonders positiv für die neuen Bun- 
desländer ist auch die Tatsache zu bewer- 
ten, daß Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
zukünftig in noch größerem Umfang mit 
den Maßnahmen der beruflichen Qualifi" 
zierung verbunden werden können. Für 
das laufende Jahr können weitere 150.00° 
Neubewilligungen erteilt werden, d. h. 
jede zweite auslaufende Stelle kann ab 
sofort wieder besetzt und möglichst mit 
Qualifizierungsmaßnahmen verbunden 
werden. Damit wird es uns auch weiter- 
hin möglich sein, den Menschen in den 

Die aktuelle Entwicklung 
hat einmal mehr die Exper- 
ten der Opposition ihrer gra- 
vierenden Fehleinschätzung 
überführt. 

neuen Ländern Perspektiven aufzuzeige»1. 

Durch Fortbildung und Umschulung 
sowie Weiterbildung sichern wir den 
Arbeitnehmern in den neuen Bundeslän- 
dern mit unserer Politik den Qualifika- 
tionsanschluß an den Weltmarkt. Damit 
eröffnen wir ihnen Chancen auf neue, 
zukunftssichere Arbeitsplätze. 
Auch regional in Baden-Württemberg 
und Schleswig Holstein haben die 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
gegriffen. In beiden Bundesländern hat 
ein deutlicher Rückgang der Arbeitslo- 
senzahl ebenfalls zu einer spürbaren 
Absenkung der Arbeitslosenquote z. B. 
von 4,2 Prozent auf 4 Prozent in Baden- 
Württemberg geführt. 
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Von Umweltschutzmaßnahmen 
hängen rund 700.000 Arbeitsplätze ab 
"er Umweltschutz hat sich nach Aus- 
lagen von Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer zu einem beachtlichen 
"eschäftigungsfaktor entwickelt. Mit 
®'nem jährlichen Umsatzvolumen von 
*5 Milliarden Mark stelle die 
JJniwelttechnik zudem heute einen der 
°ynamischsten Wachstumsmärkte dar, 
jjrKlärte der Minister am 31. März bei 
Ger Verleihung des Umweltschutzprei- 
ses des BDI in Bonn. 
^° schätzt das Umweltbundesamt nach 
<Jen Worten Töpfers rund 700.000 
Arbeitsplätze, die von Umweltschutzmaß- 
nahrnen abhängen. Diese Entwicklung 
J"erde auch durch wissenschaftliche 

Versuchungen, die in die 80er zurück- 
wichen, gestützt. So ergab ein For- 
chungsvorhaben des Bundesumweltmi- 

^teriums zum Thema „Beschäftigungs- 
!rkungen der Umweltpolitik", daß unter 
erücksichtigung direkter und indirekter 

°eschäftigungseffekte zwischen 1980 und 
1*84 ca. 440.000 Personen im Umwelt- 
*cnutzbereich tätig waren. 
m Zeitraum 1975 bis 1979 dagegen 

^aren durchschnittlich 366.000 Men- 
gen auf Arbeitsplätzen im Umwelt- 

nutz und in der Umweltschutzindustrie 
s
eschäftigt. Diese große Zahl von neuge- 

Jah    Cnen Arbeitsplätzen in wenigen 
anren ist durch die Nachfrage der Wirt- 

schaft und der öffentlichen Hand nach 
Umweltschutzinvestitionsgütern sowie 
durch die laufenden Aufwendungen von 
Wirtschaft und öffentlicher Hand, z. B. 
für den Betrieb von Umweltschutzanla- 
gen, entstanden. 
Wie sich dieser Trend in den Jahren 1990 
bis 1995 entwickeln wird, wird zur Zeit in 
einem weiteren Forschungsvorhaben des 
Bundesumweltministeriums untersucht. 
Hier sei zu erwarten — so Töpfer —, daß 
sich durch den hohen Nachholbedarf im 
Umweltschutz in den neuen Bundeslän- 
dern erhebliche Beschäftigungseffekte 
ergeben werden. Erste Zwischenergeb- 
nisse werden Mitte des Jahres vorliegen. 

Enormer Nachholbedarf  

Aber auch weltweit werde die Nachfrage 
nach umweltverträglichen Verfahren, 
Technologien und Produkten weiter 
zunehmen. Die Intensivierung der inter- 
nationalen Umweltzusammenarbeit, die 
Anforderungen des Europäischen Bin- 
nenmarktes, vor allem auch der dramati- 
sche umwelttechnische Nachholbedarf in 
Mittel- und Osteuropa und in vielen Län- 
dern der „Dritten Welt" werden Investi- 
tionschancen im Umweltschutzgüter- 
markt in einem bisher nicht gekannten 
Ausmaß erhöhen, erklärte der Minister. 

Export deutscher Autos nimmt weiter zu 
Der Export deutscher Autos ist im Februar 1992 im Vergleich zum Vorjahresmo- 
nat um 20 Prozent gestiegen. Nach Angaben des Verbandes der Automobilindu- 
^rie (VDA) wurden im vergangenen Monat 229.500 (Februar 1991: 190.565) 
Kraftwagen ausgeführt. Darunter waren 214.200 (178.363) Personenkraftwagen. 
Mit einem Plus von 29 Prozent (9.300 nach 7.205) legten die Lastkraftwagen mit 
e,nem Gesamtgewicht von bis zu sechs Tonnen am stärksten zu. 
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Unsere Sympathiewerbemittel 
für Ihre Europa-Aktionen 

Knapp 9 Monate trennen uns noch 
vom Beginn des Europäischen Bin- 
nenmarktes 1993. Die Beschlüsse von 
Maastricht legen die weiteren 
Schritte zur europäischen Einheit 
fest. 

Über Europa informieren 
Höchste Zeit, unsere Mitbürgerinnen 
und Mitbürger sachlich und argu- 
mentativ über die großen Chancen, 
die Europa für uns bringt, zu infor- 
mieren, ihnen bestehende Sorgen zu 
nehmen. 

Für Europa werben 
Hier stellen wir Ihnen heute die 
Materialien für unsere Europa-Kam- 
pagne vor, die Sie ab sofort bestellen 
und mit denen Sie vor Ort auf sympa- 
thische Weise für Europa werben 
können. 

Jetzt anfangen! 
Der Europatag am 5. Mai ist eine her- 
vorragende Gelegenheit, mit einer 
ersten Europa-Aktion unsere Informa- 
tionskampagne vor Ort zu beginnen. 

# Euro-Shirt mit Kapuze 
Größe L = Bestell-Nr.: 9390 
Größe XL = Bestell-Nr.: 9391 
Größe XXL = Bestell-Nr.: 9392 
Preis je Shirt: 17,50 DM 

Das rechts unten abgebildete Rah- 
menplakat (DIN Al, 
Bestell-Nr.: 8481, 
Verpackungseinheit: 50 Expl., 
Preis je Einheit: 25,— DM) 
gibt es auch als Rahmenflugblatt: 
DIN A4, Bestell-Nr.: 1482, 
Verpackungseinheit: 500 Expl., 
Preis je Einheit: 18,— DM. 

Weitere Sympathie- 
Werbemittel: 
• CDU-Parkscheibe mit neuem 
Aufdruck 
Bestell-Nr.: 9814 
Verpackungseinheit: 100 Stück 
Preis je Einheit: 56,— DM. 

• Fußball-EM-Kalender 
Bestell-Nr.: 2472 
Verpackungseinheit: 250 Exemplare 
Preis je Einheit: 22,50 DM. 

• Europa-Regenschirm 
Bestell-Nr.: 9439 
Verpackungseinheit: 1 Schirm 
Preis je Schirm: 9,45 DM 

Bestellungen bitte an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
Fax: (05423)41521 
Preise inkl. Versand zuzügl. MwSt. 

^J 
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COU-Schlüsselanhänger 
Bestell-Nr.:9455 

erPackungseinh.: 25 Stück 

D 
;je Einheit: 26,25 DM. 

as neue Europa-Aktionszeichen als Aufkleber 
kennen Sie sich zur CDU als der 
eutschen Europa-Partei! Nicht 

|Jür auf Autos oder Aktenkoffern 
°mmt der neue Aufkleber mit sei- 
en frischen Farben gut zur Wir- 
Un8- Machen Sie doch eine Luft- 

^ropa-Feuerzeug 
ßestell.Nr.:9506 

erPackungseinh.: 25 Stück 
Veis Je Einheit: 

23,75 DM. 

ballon-Aktion: Aufkleber auf eine 
Karte kleben und ab geht die Euro- 
päische „Luftpost". 
Bestell-Nr.: 9480 
Verpackungseinheit: 100 Stück 
Preis je Einheit: 12,— DM. 

WIR MACHEN UNS STARK FÜR 

EUROPA 

* Die deutsche Europa-Partei 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Konrad Adenauer: Seine Vision ist Realität geworden 

Fur Konrad Adenauer, den ersten Bundeskanzler 
der Bundesrepublik Deutschland, gab es nie 
eine Alternative zu einer Politik der Versöhnung 
mit den Staaten des Westens und des Ostens 
und der Sicherung Deutschlands im westlichen 
Bündnis. 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat diese Politik 

erfolgreich fortgesetzt. Darum können wir heute 
in einem geeinten Deutschland und einem 
zusammenwachsenden Europa in Frieden und 
Freiheit leben. 

Die Vision Konrad Adenauers, dessen Todestag 
sich am 19. April 1992 zum 25. Mal jährt, ist 
Realität geworden. CDU 

ZUM 25. TODESTAG VON KONRAD ADENAUER am 19. April gibt es diese Wandzeitung- 
bereits an alle Kreisverbände verschickt worden ist. Im letzten UiD (11/1992) befaßt sich ufl 
dem Titel „Seine Vision ist Realität geworden" eine Dokumentation mit den Erfolgen der Po' 
des ersten Bundeskanzlers der Bundesrepublik Deutschland. 

it*r 
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